
  
 

Anlage 7.1-7.7 zu GD 098/16 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes wurden folgende Behörden und sonstige Träger 
öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB vom 13.04.2015 bis einschließlich 
30.04.2016 gehört: 

Deutsche Telekom 
Handwerkskammer Ulm 
Industrie- und Handelskammer 
Polizeidirektion Ulm 
Regierungspräsidium Tübingen - Referat 21 Raumordnung (inkl. Ref. 22,25,56) 
Regierungspräsidium Stuttgart – Landesamt für Denkmalpflege (Grabungen) 
Regierungspräsidium Freiburg, Abt. 9, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
Regionalverband Donau-Iller 
SWU Ulm/Neu-Ulm Energie GmbH 
Fernwärme Ulm 
SUB/ V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht 

Es gingen 11 Stellungnahmen ein, davon 4 ohne Einwendungen. 

Folgende Stellungnahmen wurden 
vorgebracht: 
 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Deutsche Telekom Technik GmbH 
Schreiben vom 08.04.2015 (Anlage 7.1) 
Im nördlichen Bereich des Bebauungsplanes 
befindet sich eine Leitung der Telekom. 
Diese ist für die Versorgung des 
angrenzenden Kindergartens. Evtl. reicht 
diese Leitung in das Baufeld des betroffenen 
Bebauungsplanes und kann während der 
Bauphase gesichert werden. Sollten 
Umlegungen oder Änderungen an die 
Leitungen notwendig sein, sind die dadurch 
entstehenden Kosten vom Auslöser zu 
tragen. 
Bitte um schriftliche Information über 
Beginn und Ablauf der Baumaßnahme so 
früh als möglich, mindestens 16 KW vor 
Baubeginn, damit Telekommaßnahmen mit 
dem Bauherrn und anderen Versorgungs-
trägern rechtzeitig koordiniert werden kann. 
 

 
 
Die vorhandene Leitung wird, sofern nötig, 
zu Beginn der Baumaßnahme bauseits 
verlegt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bauherr koordiniert das weitere 
Vorgehen mit den Leitungsträgern. 
 

SWU Ulm/Neu-Ulm Energie GmbH 
Schreiben vom 13.04.2015 (Anlage 7.2) 
Die Versorgung mit Strom, Erdgas und 
Trinkwasser ist aus den vorgelagerten 
Netzleitungen durch die Stadtwerke 
möglich. 

Es wird darauf hingewiesen, dass im 
direkten Bereich der geplanten 
Neubebauung, der Trinkwassernetzan-

 
 
 
 
 
 

Die Leitung ist bekannt und wird zu Beginn 
der Baumaßnahme verlegt. Die SWU ist in 
die Maßnahme involviert. 
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schluss für das Gebäude der Moltkestraße 
14 verlegt ist. Die Trennug und Umlegung 
dieses Anschlusses ist kostenpflichtig vom 
Bauherrn frühestmöglich bei den 
Stadtwerken zu beauftragen. 

Die Stadtwerke weisen auf einen 
bestehenden Notbrunnen hin, der sich 
ebenfalls im geplanten Baubereich befindet. 
Die Zuständigkeit liegt hier nicht bei den 
Stadtwerken, sondern beim Bund bzw. dem 
regionalen Fachbereich Katastrophenschutz 
der Stadt. 
 

 
 
 
 
 

Der Standort des Notbrunnens ist bekannt, 
eine Verlegung vor Baubeginn geplant.Die 
entsprechenden Abteilungen sind beteiligt. 
 

Polizeidirektion Ulm. 
Schreiben vom 05.05 2015 (Anlage 7.3) 
Verkehr vom 05.05.2015: 
Aus den bisherigen Unterlagen geht die 
geplante Anordnung der Parkstände noch 
nicht klar hervor. Auch angesichts des auf 
der Ostseite liegenden, stark frequentierten 
Parkhauses wird angeregt, mögliche 
Nachteile bei Senkrechtaufstellung von 
Parkständen zu bedenken: 

 

-nicht für einseitige Parkstreifen geeignet 
 
-breite Fahrgasse zum Ein- und Ausparken 
notwendig 
-beim Rückwärtsausparken eingeschränkte   
Sichtverhältnisse mit Konfliktpotential 
 
-Beeinträchtigung des Straßenbildes durch 
hohe Parkdichte. 
 
 

Vorteile mit Schrägaufstellung von 
Parkständen: 
-Einparken ohne Beeinträchtigung des 
fließenden Verkehrs 
-anwendbar auch für einseitige Parkstreifen 

Kriminalprävention vom 04.05.2015: 
Sicherheit entsteht durch Nutzungsvielfalt 
und -qualität. Nutzungsmischung führt zu 
Belebung zu unterschiedlichen Tageszeiten 
und fördert subjektive und objektive 
Sicherheit. In der Nähe befindliche Schulen, 
KiTas, Einkaufsmöglichkeiten und Ärzte 
dienen nicht nur der Nahversorgung, 
sondern minimieren den Mobilitätszwang. 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf wird 
verbessert. Auch die Eigenständigkeit älterer 

 
 
 
Die Parkstände wurden zwischenzeitlich von 
VGV/VP geplant und entsprechen der StVO 
und den Regeln der Technik. Die 
Senkrechtaufstellung wurde nicht nur aus 
Platzgründen zur besseren Ausnutzung 
gewählt, sondern auch aus Symmetrie-
gründen den gegenüberliegenden 
Senkrechtparkern angepasst. 
 
- es bestehen 2 gegenüber liegende 
Parkstreifen 
- Die Moltkestraße besitzt eine Breite von 
mind. 8 m (notwendige Breite mind. 5.5 m), 
gewährleistet damit angenehmes  
Ein- und Ausparken mit Überblick, auch zur 
gegenüber liegenden Straßenseite hin. 
- Parkstände werden gegliedert durch 
regelmäßige Baumpflanzungen, bilden mit 
den vorhandenen, gegenüber liegenden 
Bäumen eine Allee. 

Schrägparker werden nach o.g. Punkten 
weder als verkehrstechnisch notwendig 
noch als städtebaulich wünschenswert 
erachtet. 
 

 
Die Anregungen werden zur Kenntnis 
genommen. 
Sie sind Grundbestandteile städtebaulicher 
Planung und möglichst umfassend 
umzusetzen. 
Es liegt im Eigeninteresse des Bauherrn, 
diese baulichen Zielsetzungen zu verfolgen. 
 
Insbesondere diese Planung als Zentrum des 
Sozialraums West setzt diese Wünsche fast 
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Menschen wird durch Nutzungsvielfalt 
verbessert.Diese wohnortnahen Treffpunkte 
tragen zum Abbau der Anonymität bei, was 
die Kriminalität mindert. 
Kommunikationsbereiche o. multifunk-
tionale Freibereiche fördern soziale 
Kontakte. 
Offene und überschaubare 
Bebauung/Bepflanzung verhindert dunkle 
Ecken und Angsträume. Auf ausreichende 
Beleuchtung ist zu achten. 
Einbruchhemmende Massnahmen müssen 
bereits bei der Planung berücksichtigt 
werden, Architetken und Bauherren 
frühzeitig informiert werden.  
Der Hinweis auf kostenfreie 
Kriminalpolizeiliche Beratung beim 
Präsidium Ulm soll in den Bebauungsplan 
aufgenommen werden. 
 

allumfassend und vorbildlich um. 
 
 
 

RP Freiburg, Landesamt f. Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau 
Schreiben vom 06.05.2015 (Anlage 7.4) 
Geotechnik: 
Das Plangebiet liegt im Verbreitungsbereich 
von organischen Talfüllungen, unterlagert 
von Gesteinen der Unteren 
Süßwassermolasse. Die Mächtigkeit der 
quartären Sedimente ist im Detail nicht 
bekannt. Auffüllungen der 
vorangegangenen Nutzungen sind nicht 
auszuschließen. 
Mit einem deutlich unterschiedlichen 
Setzungsverhalten des Untergrundes ist zu 
rechnen, vorhandene organische Anteile 
können zu bautechnischen Erschwernissen 
führen. Der Grundwasserflurabstand ist 
bauwerksrelevant, die Erstellung eines 
hydrologischen Versickerungsgutachtens 
wird empfohlen, sofern Versickerung von 
Oberflächenwasser geplant bzw. zulässig 
ist. 

Baugrunduntersuchungen nach DIN 4020 
bzw. DIN EN 1997-2 durch Ingenieurbüro 
wird empfohlen. 

Beweissicherungsverfahren der 
umliegenden Bebauung und der 
Grundstücke sollte im Vorfeld eingeleitet 
werden. 

Es wird darauf hingewiesen, dass im 
Anhörungsverfahren des LGRB keine 
fachtechnische Prüfung vorgelegter 

 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Eine Baugrunduntersuchung wurde bereits 
durchgeführt. 
 

Vor Baubeginn wird eine Beweissicherung 
durchgeführt. 
 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Gutachten oder von Auszügen daraus 
erfolgt. 

Verweis auf Geotop-Kataster. 

Verweis auf Homepage des LGRB zum 
Geologischen Kartenwerk. 

Keine Bedenken und Anregungen zu: 
Rechtlichen Vorgaben, eigenen 
Planungen/Maßnahmen,Boden, Rohstoffe, 
Grundwasser, Bergbau, Geotopschutz. 
 

 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 

Regierungspräsidium Tübingen 
Schreiben vom 08.05.2015 (Anlage 7.5) 
Fachliche Stellungnahme: 
Nach Vorliegen eines Gutachtens können 
artenschutzrechtliche Verbotstatbestände 
beurteilt werden. 
 

 
 
 
Das artenschutzrechtliche Gutachten wurde 
inzwischen erstellt (Anlage 10), 
artenschutzrechtliche Verbotstatbestände 
liegen nicht vor. 
 

SUB V Umweltrecht und 
Gewerbeaufsicht, 
Schreiben vom 18.05.2015 (Anlage 7.6) 
Bodenschutz und Altlasten: 
Das Plangebiet liegt im Bereich des 
Altstandortes und wurde hinsichtlich des 
Wirkungspfades Boden-Grundwasser mit 
B=Entsorgungsrelevanz, des 
Wirkungspfades Boden-Mensch mit 
B=Belassen bewertet.Diese Bewertung ist 
bei einer Entsiegelung zu überprüfen. 

Naturschutz: 
Bei Bebauungsplänen gibt es zwar kein 
rechtliches Erfordernis für Umweltbericht 
und naturschutzrechtlichen Ausgleich, aber 
die 6 wegfallenden Platanen werden durch 
eine Baumreihe entlang der westlichen 
Moltkestraße ersetzt. 

Artenschutzrelevanz haben ausschließlich 
die 6 wegfallenden Platanen. 
Aufgrund von Beauftragung eines 
Artenschutzgutachtens werden 2 
Begehungen zur Klärung des Tierbestandes 
ausreichen. 

Wasserrecht: 
Im Plangebiet liegt der Westbad-
Notbrunnen. Dieser Brunnen ist zu erhalten, 
darf nicht überbaut werden und muss 
jederzeit zugänglich sein. Die Zugänglichkeit 
ist mit der Stadt Ulm, SUB V, 
abzustimmen.Abhängig von dem geplanten 
Maßnahmen ist über die Bauzeit an dem 

 
 
 
 
Der Bauherr ist über den Altstandort 
informiert, SUB V wird bereits über die 
notwendigen Bohranzeigen im Verfahren 
informiert und involviert. 
 
 
 
 

Es liegt im Interesse der Stadt, den 
wegfallenden Baumbestand zu ersetzen, um 
ein attraktives Umfeld zu erhalten und den 
Standort am Westpark zu durchgrünen. 
 
 

Es handelt sich hierbei um 5 Platanen und 
einen Ahornbaum. Das Gutachten wurde in 
Abstimmung mit SUB V beauftragt, die 2 
Begehungen fanden statt. Das Ergebnis des 
Gutachtens findet die Zustimmung von   
SUB V. 

 
Die fortschreitende Planung hat ergeben, 
dass der Notbrunnen am alten Standort 
nicht erhalten werden kann. Er wird verlegt, 
der neue Standort liegt südlich des 
Westbades am Gehweg unter einer 
Grünfläche. Der Bau des Brunnens und die 
Versiegelung des alten Brunnens erfolgen 
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Brunnen eine Beweissicherung 
durchzuführen. Das Schwimmbecken im 
Westbad wird aus dem Brunnen gespeist, 
diese Nutzung muss bestehen bleiben. 
 

vor Beginn des Neubaus, um eine 
lückenlose Versorgung sicherstellen zu 
können. Alle betroffenen Stellen (SUB V, 
GM, GF, SAN, BS, FW, SWU, UWS) sind in 
die Planung involviert, diese erfolgt 
einvernehmlich. 
 

RP Stuttgart- Landesamt für 
Denkmalpflege  
Schreiben vom 22.05.2015 (Anlage 7.7) 
Archäologische Denkmalpflege: 
Aus dem benachbarten Bereich des 
Bebauungsplanes sind archäologische Funde 
bekannt und dabei eine Feuchterhaltung 
nicht auszuschließen. Da außerdem für die 
Talgeschichte der Blau wichtige 
Erkenntnisse zu erwarten sind, wird seitens 
des Fachgebietes im RPS nur unter Berück-
sichtigung folgender Punkte zugestimmt: 

Im Vorfeld konkreter Baumaßnahmen wird 
zur Erhöhung der Planungssicherheit eine 
geoarchäologische Prospektion im 
betreffenden Bereich notwendig. Der 
Beginn von Arbeiten (z.B. Bohrungen, 
Baugrunduntersuchungen), die mit 
Bodeneingriffen verbunden sind ist 14 Tage 
vorher beim Landesamt für Denkmalpflege 
anzuzeigen und die vor-Ort-Begutachtung 
von Profilen (Bohrkerne, Baggerschürfe) zu 
ermöglichen. 

Für diese Arbeiten ist eine ausreichende Zeit 
bis zum Baubeginn freizuhalten, da mit 
Ausgrabungen in Bereichen archäologischer 
Befunde zu rechnen ist. Diese Maßnahme 
frühzeitig durchzuführen, ist im Interesse 
des Bauherren, da hiermit Planuungs-
sicherheit erreicht werden kann und 
Wartezeiten durch Grabungen vermieden 
oder minimiert werden können. Sollten sich 
hierbei archäologische Befunde zeigen, ist 
mit wissenschaftlichen Ausgrabungen zu 
rechnen. 

Die Einzelheiten, Übernahme der 
Grabungskosten sind in einer Vereinbarung 
zwischen dem Landesamt für 
Denkmalpflege und dem Vorhabenträger zu 
regeln. 

Die Baufreigabe erfolgt, wenn die Flächen 
vom Landesamt für Denkmalpflege 
freigegeben worden sind. 
Für den Standort eines etwaig aufzustell-

 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen und an den Bauherren 
weitergeleitet. 
 
 
 
 
 

Das Landesamt für Denkmalpflege wird 
rechtzeitig vor Baubeginn informiert, um 
eine Prospektion vornehmen zu können 
 
 
 
 
 
 
 
 

Dem Landesamt wird ausreichend Zeit 
eingeräumt, sofern archäologische 
Grabungen notwendig werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen und an den Bauherren 
weitergeleitet. 
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enden Krans erfolgt keine Fundamentierung 
bzw. Auskofferung des Untergrundes, 
anderenfalls gelten für diesen Bereich die 
gleichen Regelungen wie für das 
Bauvorhaben. 

Bitte, den Hinweis auf § 20 DSchG 
aufzunehmen und entspr. der Vorlage zu 
modifizieren: 
Etwaige Funde (Scherben, Knochen, 
Metallgegenstände, auffällige 
Bodenverfärbungen und insbesondere 
Hölzer) sind umgehend dem Landesamt für 
Denkmalpflege im Regierungspräsidium 
Stuttgart, Referat 84,1 Fachgebiet 
Feuchtbodenarchäologie zu melden und bis 
zur sachgerechten Dokumentation im 
Boden zu belassen. Mit Unterbrechungen 
der Bauarbeiten ist ggf. zu rechnen und Zeit 
zur Fundbergung einzuräumen. 

 
 
 
 
 

Der Hinweis wurde unter Pkt. 4.4. "Hinweis 
zur Archäologie" in die Festsetzungen 
übernommen. 
 

1.   
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